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Die Familienpolitik Österreichs, Bulgariens und Ungarns orientiert sich vor dem Hintergrund
unterschiedlicher sozioökonomischer Rahmenbedingungen und politischer Kulturmuster an primär
auf die Familie als Einheit und nicht auf das Individuum ausgerichteten Konzepten. Diese verweisen
einzelne Familienmitglieder auf unterschiedliche gesellschaftliche Positionen, tragen zu einer kon-
servativen Restaurierung der Rollen von Frauen und Männern bei und stabilisieren traditionelle
Geschlechterhierarchien. Soziale Sparmaßnahmen und die Privatisierung von Dienstleistungen wir-
ken in den Transformationsstaaten, die zusätzlich mit den volkswirtschaftlichen und sozialen Kosten
des Systemwechsels konfrontiert sind, noch prekärer als in Österreich. In keinem der drei Staaten
sind jedoch sozial- und familienpolitische Rahmenbedingungen für eine Vereinbarkeit von Beruf und
Familie in ausreichendem Ausmaß gegeben. Unzureichende Versorgung mit öffentlichen Kinder-
betreuungseinrichtungen ist dabei ein wesentliches strukturelles Hindernis. Familialisierung von
Frauen, verbunden mit einer Idealisierung der Mutterrolle und der privaten Kinderbetreuung, ist
tendenziell die Folge. Erfahrungen aus unterschiedlichen Staaten zeigen, dass nicht die Höhe der
Transferleistungen, sondern die Möglichkeit eines eigenen Erwerbseinkommens für Frauen kombi-
niert mit qualifizierter öffentlicher Kinderbetreuung sowie partnerschaftlich orientierten Familien-
modellen ausschlaggebend für höhere Geburtenzahlen sind. Von Lösungsansätzen, wie sie etwa skan-
dinavische familien- und sozialpolitische Konzepte formulieren, sind Österreich, Bulgarien und Un-
garn weit entfernt.

1. Einleitung

Familienpolitik bedeutet gesellschaftspoli-
tische Standortbestimmung, zugleich ist sie ein
Indikator für die Reproduktion �länderspezi-
fischer Geschlechterregime� (Sauer 1996,
147f.). Vor dem Hintergrund des EU-Erwei-
terungsprozesses ist es deshalb von Interesse,
familienpolitische Konzepte und Regelungen
dreier Staaten, die verschiedene Phasen der In-
tegration in ein größeres Europa repräsentieren,
exemplarisch zu beschreiben.

Das EU-Mitglied Österreich, der CC10-Staat
Ungarn (Beitritt Mai 2005) und Bulgarien als
ein Staat mit einer längerfristigen Beitritts-
perspektive (geplant 2007) unterliegen nicht nur

unterschiedlichen sozioökonomischen Rahmen-
bedingungen, in die die Familienpolitik der je-
weiligen Staaten eingebettet ist. Sie unterschei-
den sich zudem hinsichtlich traditioneller
Kulturmuster, die auch in modernen Gesell-
schaften noch wirken. Das vorindustrielle
Europa kannte zwei unterschiedliche Familien-
typen: ein einfaches, westeuropäisches und ein
komplexes, osteuropäisches Haushaltssystem
mit stärkeren patriarchalen Komponenten. Die
Grenzzone verlief in etwa zwischen St.
Petersburg und Triest (Kaser 1995, 21ff.). Auch
der Forschungsstand ist uneinheitlich: Familien-
bezogene, geschlechtsspezifische empirische
Daten sind für Österreich � im Unterschied zu
Bulgarien, in Abstufungen auch zu Ungarn � in
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großer Zahl verfügbar.2  Jedoch ist ein familien-
politisches Forschungsdefizit auf der interpre-
tativen Grundlage der Gleichstellung der Ge-
schlechter zu bemerken. Für Ungarn liegen
mehrere quantitative und qualitative Studien und
Forschungsergebnisse zu Familienmodellen und
Familienpolitik vor (Pető/Rásky 1999; Pong-
rácz/Tóth 1999). In Bulgarien ist eine regelmä-
ßige Erhebung und Interpretation entsprechen-
der Daten immer noch eher die Ausnahme.

2. Familienpolitische Paradigmenwechsel

Gegenwärtig finden politische Debatten über
eine konservative Verfestigung bzw. Restaurie-
rung der Rollen von Frauen und Männern unter
dem Deckmantel des Wohls der Familie in je-
dem der drei Staaten statt, allerdings vor dem
Hintergrund der erwähnten Unterschiede. Am
Beispiel von rechtlichen Regelungen, staatli-
chen Transferleistungen und Angeboten für öf-
fentliche Kinderbetreuung werden im Folgen-
den familienpolitische Aspekte vergleichend
beschrieben und rezente Entwicklungen ange-
sprochen.

In Österreich ist seit den 1990er Jahren eine
konservative Wende in der Frauen- und Famili-
enpolitik auszumachen, die mit einer Redukti-
on sozialer Sicherheit durch den Abbau des
Sozial- und Wohlfahrtsstaates einhergeht. Pri-
vatisierungen von Dienstleistungsfunktionen
und zur Konsolidierung der Volkswirtschaft und
des Budgets geforderte soziale Sparmaßnahmen
betreffen Frauen jedoch anders als Männer
(Gubitzer 1995, 21ff.). Ähnliche Entwicklun-
gen nehmen auch die Transformationsstaaten
Mittelost-, Ost- und Südosteuropas, diese sind
jedoch zusätzlich mit den volkswirtschaftlichen
und sozialen Kosten des Systemwechsels kon-
frontiert (Bransten 2000; Fodor 2002; Szélenyi
2002). Die Auswirkungen des Transformations-
prozesses weisen viele Frauen in diesen Län-
dern als �Verliererinnen der Wende� aus
(Kreisky 1996, 18; Politik und Geschlecht 1998;
Ulram 2003, 42). Im Zuge des Systemwechsels
mussten Frauen einen höheren Preis für Verän-
derungen bezahlen und tragen auch heute noch
den größten Teil der sozialen Kosten der Trans-

formation (Survey 1999; Domsch/Ladwig 2000;
ILO 2003). Meist allein für Familienarbeit und
Kinderbetreuung zuständig, sind sie vom Ver-
lust entlastender infrastruktureller Einrichtun-
gen, insbesondere des in der sozialistischen Pe-
riode errichteten Netzes von Kinderkrippen,
-gärten und -tagesstätten, sowie von Armut und
Arbeitslosigkeit besonders betroffen (Neményi
1994; Lemke 1996, 29).3

Zwar wird Familie auch im gegenwärtigen
neokonservativen politischen Gesellschafts-
entwurf Österreichs zunehmend zum positiv
konnotierten Zauberwort. In den ehemals sozi-
alistischen Staaten Ungarn und Bulgarien ist ihr
besonders hoher Stellenwert zusätzlich darauf
zurückzuführen, dass sie vor 1989 als nahezu
einzige Alternative zur öffentlichen Sphäre der
�sozialistischen Gesellschaft� fungierte, Privat-
heit und Individualität garantierte und damit zum
�wichtigsten sozialen Zusammenhang� wurde
(Lemke 1996, 26). Privater Widerstand gegen
den Kommunismus war mit einer Restaurierung
�weiblicher� Tugenden im Namen familiärer
Werte und des Schutzes der Privatsphäre ver-
bunden, im Kontrast zu einer staatlich verord-
neten Pseudo-Gleichheit der Geschlechter. Nach
1989/90 wurde dieser Diskurs in mehreren Län-
dern zum dominierenden konservativen Dis-
kurs,4  etwa in Polen, wo die Bedeutung der �na-
tionalen Einheit� als bestimmendes politisches
Kulturmuster eine enge Verbindung �nationa-
ler polnischer Werte� mit der Rolle der polni-
schen Frau als Mutter nahe legt (OSI 2000). Für
das post-sozialistische Bulgarien hat Johanna
Deimel (1998) die diskursive Verknüpfung von
weiblicher Identität mit den Interessen der Na-
tion, der bulgarischen Gesellschaft und der Fa-
milie rekonstruiert. Zugleich finden emanzipa-
torische frauenpolitische Forderungen in den
ehemaligen Einparteienstaaten nur wenig An-
klang. Aufgrund jahrzehntelanger Erfahrungen
mit �staatsfeministischen� Konzepten und Ide-
ologien � ohne Differenzen zwischen nationa-
len politischen Kulturen und historische
Entwicklungsspezifika in Abrede zu stellen �
sind Forderungen nach einer Politik, die
�Gleichberechtigung� zwischen Mann und Frau
als Ziel formuliert, durch die Diskreditierung
des �Staatsfeminismus� der sozialistischen Pe-



419

riode nicht eben populär (Heindl et al. 2002).
Sie gelten als unattraktives Konzept, das vor
allem mit einer Mehrfachbelastung von Frauen
assoziiert wird. Die sozialistischen Frauen-
organisationen vor 1989 versuchten vorrangig
die Interessen der Partei im Namen der Frauen
zu propagieren, mit den Problemen der Alltags-
bewältigung wurden letztere aber allein gelas-
sen.5  Vor diesem Hintergrund lehnen Eliten und
Bevölkerung post-sozialistischer Gesellschaften
Frauenfördermaßnahmen tendenziell ab. Einer
Idealisierung althergebrachter geschlechts-
spezifischer Rollenbilder, die Lebenschancen
von Frauen beschränken, spielt dies ebenso in
die Hände wie aktuelle �postfeministische� Dis-
kurse in westeuropäischen Staaten.

2.1. Österreich

Österreichische Familienpolitik forciert kon-
servative Modelle und eine Familialisierung der
Frauen nicht erst seit dem Regierungswechsel
im Jahr 2000. Spätestens seit Mitte der 1990er
Jahre ist eine Tendenz zur Restaurierung tradi-
tioneller Geschlechterrollen zu beobachten:
Schlechtere Chancen von Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt, Einkommensnachteile und geringere
Karrieremöglichkeiten werden seither erneut
�familienbedingt� argumentiert (Rosenberger/
Schallert 2000, 251). Obwohl bereits etwa 15%
der Kinder in alleinerziehenden Haushalten le-
ben und nichteheliche Lebensgemeinschaften
zunehmen, legitimiert ein am Modell des männ-
lichen Ernährers mit weiblicher Dazuver-
dienerin orientiertes konservatives Familien-
ideal politische Diskurse und Praktiken, die
patriarchale Herrschaftsverhältnisse reproduzie-
ren. �Karenzgeld für alle� und �Kinderscheck�
idealisieren zusätzlich die Mutterrolle und ver-
weisen Frauen auf den reproduktiven Bereich.

Österreich weist unter den EU-Mitgliedern die
zweithöchsten Aufwendungen der öffentlichen
Hand für Familien aus und zählt damit zu den
starken Ernährerwohlfahrtsstaaten (Lewis/
Ostner 1994). Die Verantwortung für die
Kinderbetreuung liegt primär bei der Familie,
nicht beim Staat; innerhalb der Familie sind es
fast ausschließlich die Mütter, denen die

Betreuungsaufgaben zukommen. Trotz Zunah-
me der Frauenerwerbsquote, einer Mitte der
1970er Jahre beginnenden politischen Thema-
tisierung von �Frauenfragen� als Emanzipati-
ons- und Autonomieanliegen (Rosenberger
1992), die sich auch in gesetzlichen Regelun-
gen niederschlug,6  und schließlich einer Initia-
tive der Frauenministerin zur partnerschaft-
lichen Regelung der Haus- und Betreuungsarbeit
1996 (Diskussion �halbe/halbe�) blieb die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in Öster-
reich � wie auch in Bulgarien und Ungarn �
nahezu unverändert: Nach wie vor wird etwa
80% der gesamten Hausarbeit von Frauen erle-
digt (BMJF 1995; BMUJF 1999).

Öffentliche Kinderbetreuungseinrichtungen
stehen nur unzureichend, in größerem Umfang
überhaupt erst ab dem dritten Lebensjahr des
Kindes und regional sehr unterschiedlich zur
Verfügung und sind nicht auf die Arbeitsmarkt-
integration der Mutter ausgerichtet. Das Pro-
blem der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
lösen Frauen primär durch Teilzeitbeschäfti-
gung. Diese wird aufgrund der alleinigen Ver-
antwortung für die Kinderbetreuung, ähnlich
wie übrigens auch in Bulgarien, von einem
Großteil der Frauen gewünscht. Die Trennung
in Vollzeitarbeitsplätze für Männer und Teilzeit-
beschäftigung für Frauen, die sehr häufig keine
eigenständige soziale Absicherung garantiert,
verfestigt geschlechtsspezifische Hierarchien.

Das Familienpaket der SPÖ-ÖVP-Koalition
1989 sah erstmals einen Rechtsanspruch auf
Eltern-Karenzurlaub für Väter vor. Im Wahljahr
1990 wurde der Karenzurlaub auf zwei Jahre
ausgedehnt, zugleich aber der Kündigungs-
schutz während des zweiten Karenzjahres we-
sentlich abgeschwächt. Die Novelle 1993 eröff-
nete die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäfti-
gung. Arbeits- und sozialrechtliche Verbesse-
rungen (Anrechnung der Kinderbetreuungs-
zeiten für die Pension, Verlängerung der Pflege-
freistellung) wurden festgelegt, ein Rechtsan-
spruch auf Teilzeitarbeit für Eltern bis zum
Schuleintritt des Kindes aber erst im Oktober
2003  vom Ministerrat beschlossen. Aufgrund
der starken Einschränkungen (nur Betriebe mit
über 20 ArbeitnehmerInnen, mindestens drei-
jährige Betriebsangehörigkeit) sind laut Arbei-
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terkammer etwa zwei Drittel der Frauen nicht
anspruchsberechtigt (Mairhuber 1996; AK ak-
tuell, 7. Oktober 2003; Der Standard, 8. Okto-
ber 2003).

Den einzelnen Maßnahmen lagen recht un-
terschiedliche ideologische Vorstellungen zu
Mutterschaft, Berufstätigkeit und innerfami-
liärer Arbeitsteilung zugrunde. Der auf partner-
schaftliche Teilung der Kinderbetreuung und
Angleichung der Berufsbiographien zielende
Eltern-Karenzurlaub war eine jahrzehntelange
frauenpolitische Forderung der SPÖ, die Ver-
längerung des Karenzurlaubs eine alte familien-
politische Forderung der ÖVP. Der verlängerte
Karenzurlaub wurde vom Großteil der Frauen
in Anspruch genommen; aufgrund fehlender
Betreuungsmöglichkeiten für Kleinkinder und
für die Kinderbetreuung nicht verfügbarer
Männer die strukturelle Ungleichheit der Ge-
schlechter dadurch fortgeschrieben (vgl. Gilde-
meister/Wetterer 1992): Frauen blieben für die
Kinder zuständig, und Männer wiesen weiterhin
keine durch Familienpflichten verzerrten
Berufsbiografien auf.

In den Strukturanpassungsgesetzen 1995 und
1996 wurden viele erreichte Standards rasch
wieder abgebaut, so z.B. das erhöhte Karenz-
geld für Alleinstehende durch einen �Karenz-
geldzuschuss� mit Regressregelung ersetzt und
die Sondernotstandshilfe für Alleinerzieherinnen
gekürzt. Ein Anspruch bestand nun unabhängig
vom Familienstand nach Ablauf des Karenz-
urlaubs maximal 52 Wochen und längstens bis
zur Vollendung des dritten Lebensjahres des Kin-
des, wenn aufgrund fehlender Kinderbetreuungs-
möglichkeiten keine Berufstätigkeit aufgenom-
men werden konnte. Bei Inanspruchnahme des
Karenzurlaubs durch nur einen Elternteil bzw.
bei AlleinerzieherInnen endete die Bezugsfrist,
wenn das Kind zweieinhalb  Jahre alt war. Die
für die Bereitstellung von Kinderbetreuungsein-
richtungen zuständigen Gemeinden wurden ver-
pflichtet, dem Bund ein Drittel der Kosten für
Sondernotstandshilfe rückzuerstatten. Dies führ-
te zu einer sehr restriktiven Handhabung und zur
Reduktion der Anzahl der BezieherInnen um
etwa zwei Drittel zwischen 1994 und 1997
(Thenner 1999, 153). Das Problem wurde von
der öffentlichen auf die private Ebene verscho-

ben (Mairhuber 2000, 194). Die obligatorische
Teilung des Karenzurlaubs (18 Monate für ei-
nen Elternteil, sechs Monate für den anderen,
keine Sonderregelung für AlleinerzieherInnen)
kann als Einsparungsmaßnahme gewertet wer-
den, da der Anteil der karenzierten Männer zu
keinem Zeitpunkt die 2%-Marke erreichte
(Thenner 1999, 151).

1997 thematisierte das FrauenVolksBegehren
� initiiert vom Unabhängigen Frauenforum
(UFF) und getragen von verschiedenen politi-
schen, religiösen und zivilgesellschaftlichen
Gruppierungen und Organisationen � neuerlich
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und
die Wiedereinstiegsproblematik nach der Eltern-
karenz als gesellschaftliche Aufgabe und nicht
als Privatproblem einzelner Frauen (Steininger
2000, 165). 644.977 ÖsterreicherInnen unter-
stützten die darin erhobenen Forderungen (u.a.
Recht auf Teilzeit der Eltern bis zum Schulein-
tritt des Kindes mit Rechtsanspruch auf Rück-
kehr auf einen Vollzeitarbeitsplatz, Verlänge-
rung des Kündigungsschutzes nach Ende der
Karenz, Ausbau von Kinderbetreuungsein-
richtungen mit bedarfsgerechten Öffnungszei-
ten) durch ihre Unterschrift. Bis heute wurde
jedoch keine dieser Forderungen zur Gänze
umgesetzt.

Das unzureichende Angebot an Kinder-
betreuungseinrichtungen mit flexiblen Öff-
nungszeiten, insbesondere für Kleinkinder bis
zu drei Jahren, ist eines der wesentlichsten struk-
turellen Hindernisse, Beruf und Kinder zu ver-
einbaren. Die Bundesländer weisen zudem er-
hebliche Unterschiede hinsichtlich der An-
gebotsstruktur, der Kosten und der Öffnungs-
zeiten auf: Unflexible Beginn- und Schließ-
zeiten (z.B. zu Mittag), fehlende Wochenend-
und Abenddienste sowie starre Ferien-
regelungen erschweren die Erwerbstätigkeit von
Frauen. Zwar sollten durch die Ende der 1990er
Jahre bereit gestellte �Kindergartenmilliarde�
Betreuungseinrichtungen mit flexiblen Öff-
nungszeiten bundesweit ausgebaut werden, die
Bundesländer schöpften jedoch die Mittel nicht
aus, da sie die Folgekosten zur Erhaltung der
Einrichtungen nicht tragen wollten.

Das Thema �Karenzgeld� war 1990 und 1999
das Wahlkampfthema zwischen den Koalitions-
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parteien. Die ÖVP forderte �Karenzgeld für
alle� bzw. �Kinderbetreuungsgeld�, die FPÖ den
�Kinderscheck�: Die direkte Auszahlung eines
gewissen Betrags � unabhängig von Berufs-
tätigkeit und gekoppelt mit Sozial- und
Pensionsversicherung für den betreuenden El-
ternteil � anstelle von Karenzgeld, Sonder-
notstandshilfe und Förderungen für Kinder-
gartenplätze sollte unter dem Deckmantel einer
angeblichen �Wahlfreiheit� Müttern Anreiz bie-
ten, ihre Kinder selbst zu betreuen.7

Seit 1.1.2002 ersetzt das Kinderbetreuungs-
geld für alle die Versicherungsleistung Karenz-
geld. Die Regierungsparteien ÖVP und FPÖ
bezeichnen es als Meilenstein der österreichi-
schen Familienpolitik, der anspruchsberechtigte
Personenkreis, die Anspruchsdauer (30 Mona-
te für einen Elternteil, insgesamt 36 Monate für
beide) und die Zuverdienstgrenze wurden deut-
lich ausgeweitet. Eine arbeitsrechtliche Ab-
sicherung besteht allerdings nach wie vor nur
bis zum Ende des 24. Lebensmonats des Kin-
des und bei stark eingeschränkter Erwerbs-
tätigkeit.8 Zudem führt die niedrige Pauschal-
zahlung während der Kleinkindbetreuung dazu,
dass auch jene Frauen, die vor der Geburt des
Kindes ihre Existenz eigenständig über
Erwerbsarbeit gesichert haben, von ihrem Part-
ner ökonomisch abhängig werden. Da es bei ge-
gebenen geschlechtsspezifischen Einkommens-
differenzen ökonomisch meist sinnvoller er-
scheint, dass die Frau ihre Erwerbstätigkeit
zugunsten der Kinderbetreuung unterbricht bzw.
einschränkt, gehen trotz geschlechtsneutraler
Formulierung von der Ausgestaltung der
Transferleistungen in Österreich Anreize aus,
die eine traditionelle Rollenverteilung innerhalb
der Familie begünstigen.

2.2. Bulgarien

Individuelle Bedürfnisse und Rechte von
Frauen spielen gegenüber Forderungen nach
Integrität und Schutz der Familie in Bulgarien
eine untergeordnete Rolle. �Frauenthemen�
werden generell in den Rahmen familien-
politischer Diskurse gestellt.

�Frausein� und �Weiblichkeit� sind im Be-
wusstsein der bulgarischen Öffentlichkeit nach

wie vor mit der Zuständigkeit für die private
Sphäre verbunden. Die traditionelle Verteilung
der Rollen begründet eine faktische Ungleich-
stellung der Geschlechter.9  Dies zeigt auch eine
Analyse der Zeitbudgets von Frauen und
Männern: Bulgarische Frauen leisten insgesamt
mehr bezahlte und unbezahlte Arbeit, besonders
groß sind die Unterschiede im Bereich der Haus-
arbeit (Gerschuny et al. 1990; Ähnliches gilt
auch für Österreich, BMJF 1995, und Ungarn,
Domsch/Ladwig 2000, 97, 99).

Nach 1989 sank allgemein der Lebensstan-
dard und die bulgarische Bevölkerung verarm-
te, besonders dramatisch war die Situation im
Hungerwinter 1996/97. Die bulgarische Fami-
lienpolitik sämtlicher wechselnder Regierungen
ab 1989 war von einer Tendenz zur Reduzie-
rung sozialer Ausgaben geprägt. Im Vergleich
mit anderen Transformationsstaaten (Fodor
2002) schneidet Bulgarien in allen Kategorien
mit Ausnahme der Unterstützung sehr armer
Familien am schlechtesten ab, die Rolle des
Staates in der Transformationszeit beschränkte
sich auf deren Unterstützung. Das Gesetz für
Soziale Unterstützung (1999) soll nun �ziel-
gerichtete Hilfe� für �Risikofamilien� ermögli-
chen: Darunter fallen �unvollkommene� Fami-
lien, arme Familien, kinderreiche Familien, Fa-
milien mit Kindern, in denen beide Eltern als
arbeitslos gemeldet sind, und ethnisch diskri-
minierte Familien.10  Im Jahr 2002 wurden drei
Typen von Kindergeld bestimmt: Alle Mütter
erhalten bei der Geburt eines Kindes (gestaffelt
nach der Kinderzahl) einen bestimmten Betrag,
wenn das Kind nicht in eine Institution gege-
ben wird. Bis zur Vollendung des ersten Lebens-
jahrs des Kindes gibt es wie bereits vor 1989
als Monatsgeld eine kleine Summe, die zum
Lebensunterhalt keinesfalls reicht. Bis zur Voll-
endung des 18. Lebensjahrs des Kindes wird ein
Monatsgeld gezahlt � abhängig vom Familien-
einkommen und unter der Voraussetzung, dass
das Kind eine Schule besucht.11  Oft tragen zum
Haushaltsbudget junger Familien mit Kindern
auch Angehörige der älteren Generation bei.
Häufig unterstützen, wie auch schon in der Zeit
des Einparteien-Systems, zwei Elternfamilien
eine solche junge Familie. Staatliche Kinder-
betreuungsangebote wurden drastisch reduziert,
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viele Familien mussten auf private Kindergär-
ten ausweichen, dafür nötige Ausgaben wurden
aber steuerlich nicht berücksichtigt.

Im Vergleich zum Arbeitskodex von 1973
wurde 1998 die Dauer des Kinderurlaubs ver-
einheitlicht. Standen den Müttern vor 1989 für
das erste Kind 120 Tage, für das Zweite 150
Tage und für alle weiteren 180 Tage Kinder-
urlaub zu, gilt heute ein Zeitraum von 135 Ta-
gen für alle Geburten. Das Recht auf 45 Tage
bezahlten Urlaub vor der Geburt blieb erhalten.
Der Erhalt des Arbeitsplatzes bis zum Ende des
Erziehungsurlaubs ist jedoch nicht mehr effek-
tiv garantiert. Insgesamt hat sich die ver-
sicherungsrechtliche Situation der Frauen ver-
schlechtert: Ein Viertel der erwerbstätigen jun-
gen Frauen ist nicht versichert, und viele wis-
sen über diesbezügliche Rechte nicht Bescheid.
Im Jahr 2003 beschloss das bulgarische Parla-
ment eine Novellierung zum Arbeitskodex, nach
der bis zum vollendeten achten Lebensjahr des
Kindes beide Eltern jeweils sechs Monate un-
bezahlten Erziehungsurlaub haben; dieser darf
nun nicht mehr auf weitere Verwandte, wie z.B.
Großmütter, übertragen werden. Die Verantwor-
tung für die Erziehung der Kinder wird somit
tendenziell zu beiden Eltern hin verlagert, die
Anforderung der Abstimmung von Beruf und
Familie theoretisch auch an die Männer gestellt.
Da die Mehrheit der bulgarischen Kinder auch
nach dem Systemwechsel in Familien mit zwei
erwerbstätigen Eltern aufwächst, ist die
Flexibilisierung der Arbeitszeiten eine wichti-
ge Forderung der bulgarischen Frauenbewe-
gung.12  Bereits vor 1989 gab es Programme, die
den beruflichen Wiedereinstieg nach dem
Mutterschaftsurlaub erleichtern sollten. Deren
Effektivität ist schwer zu bewerten, da entspre-
chende Daten fehlen. Im Februar 2002 wurde
vom Ministerrat ein �Nationaler Plan für Akti-
vitäten zur Erhöhung der Beschäftigung� ver-
abschiedet, der etwa 50.000 arbeitslosen Frau-
en nach ihrem Erziehungsurlaub zusätzliche
Qualifikation ermöglichen sollte. Die Wirkungs-
kraft dieser Maßnahmen wurde noch nicht eva-
luiert.

Das Gesetz für den Kinderschutz (2002) stellt
einen neuen Ansatz der bulgarischen Sozial- und
Familienpolitik dar und bedeutet einen

Perspektivenwechsel hin zu den Rechten und
zum Wohl der Kinder, die möglichst in Famili-
en und nicht in staatlichen Institutionen auf-
wachsen sollen. Es legt staatliche Dienstleistun-
gen für Familien (z.B. Tageszentren für Famili-
en mit �Problemkindern�), Unterbringung von
Kindern in Familien von Verwandten, in
Adoptionsfamilien (eine gänzlich neue Bestim-
mung) oder in staatlichen Institutionen und
gegebenenfalls das Recht des Staates fest, in die
Privatsphäre einzugreifen, wenn das Wohl des
Kindes in Frage steht. Unter dem Einfluss der
UN-Konvention über die Kinderrechte bestimmt
der Familienkodex 2003 die Verantwortung und
Sorgepflicht der Eltern für ihre minderjährigen
Kinder. Elternrechte gehen verloren, wenn ge-
richtlich festgestellt wird, dass Eltern diesen
Pflichten nicht nachkommen oder negativ auf
das Kind einwirken. Damit ist das für Bulgari-
en akute Problem angesprochen, dass manche
Eltern ihre Kinder zum Betteln oder zur Prosti-
tution zwingen. Eltern, die ihr Kind in einer In-
stitution untergebracht haben, sind verpflichtet,
eine genaue Frist für den Aufenthalt zu bestim-
men oder aber einer Adoption zuzustimmen.
Aufgrund von Forderungen feministischer
Gruppen sowie Bestrebungen, bulgarische Ge-
setze mit europäischen Standards zu harmoni-
sieren, wurde im Familienkodex 2003 auch die
Gleichberechtigung der Ehepartner festgeschrie-
ben.

In Bulgarien wurden in den letzten Jahren
rechtliche Rahmenbedingungen beschlossen,
die eine Verbesserung der Rechte und des Sta-
tus von Frauen als Mütter und von Kindern
festschreiben und auf der normativen Ebene
eine Abkehr von explizit patriarchalen
Familienmodellen anzeigen. Sie sind jedoch v.a.
auf das Wohl der Kinder zentriert, an der all-
täglichen Lebenspraxis von Frauen ändern sie
nur wenig. Nicht zuletzt aufgrund ökonomi-
scher Zwänge und fehlender Maßnahmen zur
öffentlichen Kinderbetreuung müssen immer
mehr soziale Leistungen durch die Frauen der
Familie erbracht und die Vereinbarkeit berufli-
cher und familiärer Anforderungen größtenteils
�privat� geregelt werden. Dies stützt Fodors
These (2002, 135), dass Länder mit sehr lang-
samer ökonomischer Entwicklung und allge-
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mein hoher Armut den größten Grad an
Ungleichheit zwischen den Geschlechtern auf-
weisen.

2.3. Ungarn

Obwohl familienpolitische Diskussionen in
Ungarn nach 1989 von einem Antagonismus
zwischen wertkonservativen Standpunkten
(vertreten etwa von der einflussreichen Lobby-
gruppe Association of Big Families und den
Kirchen, die kinderreiche Familien und steigen-
de Geburtenzahlen propagieren) und gleich-
heitsorientierten Positionen geprägt sind, be-
stimmten hauptsächlich budgetäre Überlegun-
gen, steigende Arbeitslosigkeit und Armut die
Familienpolitik. Finanzielle Unterstützungen
wie Familienbeihilfe, Mutterschaftsgeld und
Kinderbetreuungsgeld verloren im Zuge
budgetärer Restriktionen und Abwertungen an
realem Wert. Das bereits 1985 eingeführte
Kinderbetreuungsgeld (GYED)13  für die priva-
te Betreuung eines Kindes bis zum Alter von
zwei Jahren bei Verbot einer Nebenbeschäfti-
gung war bei 70%iger Fortzahlung des bishe-
rigen Lohnes v.a. für gut verdienende Frauen
attraktiv, jedoch für den Staat sehr teuer (1995:
1% des Budgets). Der Anteil der Familien-
beihilfe am Haushaltseinkommen sank seit
1989 signifikant, v.a. Familien mit kleinen Kin-
dern waren von Armut betroffen (ILO 2003,
24).14

Jede Regierungsänderung bedeutete eine
Änderung familienpolitischer Konzepte und
Strategien. (Rechts)Konservative Regierungen
förderten ein �Breadwinner�-Modell (Sains-
bury 1994) mit strikter Arbeitsteilung zwischen
den Geschlechtern. Sozialdemokratisch-liberale
Regierungen betonten ebenfalls die Werte Fa-
milie und Kinder, setzten aber auch Maßnah-
men zur arbeitsmarktpolitischen Integration von
Frauen. Die Familienpolitik der Regierung
Antall (1990-1994) war v.a. von demographi-
schen Überlegungen bestimmt. Unter dem Ein-
fluss von Lobby-Gruppen wurden Beihilfen für
Schwangerschaft und Kindererziehung imple-
mentiert. In den letzten Tagen der Regierung
erließ diese noch ein Dokument, das die Erhö-

hung der Reproduktionsrate als Ziel formulier-
te. Teilzeitbeschäftigungsmöglichkeiten und
Familienbesteuerung sollten dies unterstützen.
Die sozialistisch-liberale Regierung Horn (1994
bis 1998) propagierte zwar einen Stopp der
steigenden Armut, verband dies aber mit
schwerwiegenden Einschnitten bei sozialpoli-
tischen Ausgaben: Das nach dem Finanz-
minister benannte �Bokros-Paket� reduzierte
Ausgaben für Familien empfindlich. Diese
wurden an die Höhe des Einkommens gebun-
den, dadurch verloren 10% der Bevölkerung
ihren Anspruch. Diese Maßnahmen und das
Argument, die ungarische Ökonomie könne
sich momentan solch luxuriöse Benefits nicht
leisten und würde lieber jene unterstützen, die
wirklich in Not wären, trugen wesentlich zur
Wahlniederlage 1998 bei. Die konservative
Regierung Orbán (1998-2002) installierte ein
Ministerium für Soziales und Familienan-
gelegenheiten, beschloss die Gewährung von
Steuerkrediten, zusätzliche Familienbeihilfen
und eine Erstreckung der Bezugsfrist bis zum
dritten Lebensjahr des Kindes (Tárkányi 1998,
23ff.). Damit forcierte sie private Kinder-
betreuung durch die Mutter. Auf christlicher
Ideologie basierende, sehr konservative Ideen
im �Nationalen Konzept zur Familienpolitik�
(1999) wurden im Jahr 2000 wegen öffentli-
cher Proteste und zunehmender Popularitäts-
verluste der Regierung zwar aus dem Papier
entfernt, die grundlegende Ausrichtung einer
Unterstützung heterosexueller, verheirateter
Paare mit Kindern und hohem Einkommen
blieb jedoch bestehen (Molnár 1999, 131). Von
der ungarischen Bevölkerung wurde die ideo-
logische Einflussnahme der Regierung auf die
private Sphäre wenig geschätzt und war mit ein
Grund für die Niederlage gegen das links-libe-
rale Wahlbündnis 2002. Auch die nachfolgen-
de Koalition Medgyessys versprach eine Erhö-
hung der Zuschüsse für Familien.

Frauenpolitische Themen haben im demokra-
tischen Ungarn nach 1989/90 keinen besonde-
ren politischen Stellenwert. Die demographi-
sche Frage ist hingegen seit langem ein zentra-
les Thema ungarischer Familienpolitik.15  Zwar
legen Daten zur Fertilität der ungarischen Be-
völkerung einen Zusammenhang zwischen er-
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höhter finanzieller Unterstützung von Famili-
en und steigenden Geburtenraten nahe, Frauen
entscheiden jedoch unabhängig von staatlichen
Zuwendungen darüber, ob sie Kinder haben
oder nicht (Némenyi 2003).

3. Alternative Konzepte

Traditionelle, primär auf die Familie als Ein-
heit und nicht auf das Individuum ausgerichte-
te Familienmodelle charakterisieren � in unter-
schiedlichen Ausprägungen � die Familienpo-
litik Österreichs, Bulgariens und Ungarns. Sie
verweisen einzelne Familienmitglieder auf un-
terschiedliche gesellschaftliche Positionen und
sind von alternativen, partnerschaftlich orien-
tierten Lebensformen mit dem Anspruch gleich-
wertiger Verantwortung für Familienbelange,
wie sie etwa die dänische Familien- und Sozi-
alpolitik formuliert (Schaeffer-Hegel/Leist
1996), weit entfernt. Unterstützung für Famili-
en erfolgt in Dänemark � ähnlich wie in Schwe-
den und auch in Frankreich � primär durch die
Bereitstellung eines umfassenden Netzes öffent-
licher Betreuungsmöglichkeiten, in Bulgarien,
Ungarn und Österreich hingegen eher durch
Transferleistungen. Dies hat nicht nur zur Fol-
ge, dass Dänemark im europäischen Vergleich
die höchste Frauenerwerbsquote und die nied-
rigste Lohndifferenz zwischen den Geschlech-
tern aufweist, auch die Geburtenrate ist eine der
höchsten in Europa. In den drei Vergleichs-
ländern sinkt hingegen die Kinderzahl
(Roßkogler 2002), ein Beleg dafür, dass nicht
die Höhe der Transferleistungen, sondern die
Möglichkeit eines eigenen Erwerbseinkommens
für Frauen in Kombination mit qualifizierter
Kinderbetreuung ausschlaggebend sind (Salo-
mon 2002).

In keinem der untersuchten Länder sind sozi-
al- und familienpolitische Rahmenbedingungen
für eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie in
zufrieden stellendem Ausmaß gegeben. Für die
drei Staaten gelten allerdings nicht nur unglei-
che sozioökonomische Ausgangsbedingungen.
Die jährlichen Fortschrittsberichte der EU-Kom-
mission über die Bewerberländer, die auch
frauen- und familienpolitische Maßnahmen the-

matisieren, stellen Bulgarien insgesamt ein weit
schlechteres Zeugnis aus als Ungarn (Kom-
missionsbericht Bulgarien, 16, 36f.; Kom-
missionsbericht Ungarn, 91, 93). Zugleich wir-
ken familienpolitische Maßnahmen in Ungarn
und Bulgarien, wie auch in Österreich, regional
unterschiedlich. Bereits im Vorfeld der Integra-
tion bemühten sich die Beitrittsländer, europäi-
sche Richtlinien im Bereich der Frauen- und
Familienpolitik nationalstaatlich zu implemen-
tieren. Dies erhöhte die Chance von Frauen-
initiativen und NGOs, durch Hinweis auf die
Kriterien �Europareife� und �EU-Konformität�
mit ihren Anliegen Eingang in den politischen
Diskurs zu finden. Verweise auf die politische
Praxis von EU-Staaten ermöglichten etwa, dass
in Bulgarien Gewalt in der Familie als öffentli-
ches Thema platziert werden konnte. Österreich,
das 2000 das Frauenministerium abgeschafft hat
und Frauenpolitik nur mehr als konservative Fa-
milienpolitik konzipiert, kann gegenwärtig für
die Beitrittsländer nur ein negatives Beispiel
dafür abgeben, dass partnerschaftliche Formen
des Zusammenlebens und eine geschlechter-
gerechte Neuordnung der Gesellschaft im Sin-
ne einer �equality of opportunity� (Zimmer-
mann 1998) nicht beabsichtigt sind.

ANMERKUNGEN

1 Vgl. �Traditionelle und Innovative Familienpolitische
Modelle � Eine komparative Analyse Österreichs,
Ungarns und Bulgariens� (Projekt gefördert vom
Jubiläumsfonds der Stadt Wien für die ÖAW, Lauf-
zeit 2002/2003, Projektleitung: Waltraud Heindl).

2 BMfF/BKA 1995; Denk/Schattovits 1995; Öster-
reichisches Institut für Familienforschung 1996,
1997; Badelt 1998; BMUJF 1999.

3 Die Zahl der Kinderbetreuungseinrichtungen in Un-
garn verringerte sich z.B. zwischen 1980 und 1999
um 60%, v.a. zwischen 1990 und 1995 (ILO 2003,
62).

4 Vgl. auch Debatten über eine Verschärfung der
Abtreibungsgesetzgebung in zahlreichen post-kom-
munistischen Ländern (Lemke 1996, 27), zuletzt etwa
in der Slowakei (Der Standard, 4. September 2003).

5 Trotz geschlechterparitätischer Quoten in mehreren
Berufssparten blieben Eheschließung und Geburt von
Kindern wichtige Faktoren für die berufliche Benach-
teiligung von Frauen.
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6 U.a. Einführung der Individualbesteuerung, Ent-
kriminalisierung der Abtreibung (Fristenlösung),
sozialpolitische Besserstellung Nicht-Verheirateter,
partnerschaftlich orientierte Familienrechtsreform,
Einrichtung zweier Staatssekretariate für Frauenfra-
gen.

7 Auch die SPÖ, die für einkommensabhängiges
Karenzgeld eintrat, dachte über Sozialleistungen für
jene nach, die keinen Anspruch auf Karenzgeld hat-
ten. Zur Problematik der �Rollenfalle�, die potenti-
ell durch familienpolitische Leistungen und Maßnah-
men erzeugt wird vgl. Streissler 1996.

8 Zuverdienst über der Geringfügigkeitsgrenze ist mit
13 Wochen pro Kalenderjahr begrenzt, ansonsten
geht der Kündigungsschutz verloren.

9 Die Situation differiert aber nach Alter, Bildung,
Wohnort und ethnischer Zugehörigkeit. Dorf-
bewohnerinnen stehen stärker in der patriarchalen
Tradition und sind auch im Vergleich zu Städterinnen
unterprivilegiert (FAO 1999).

10 Aus der ethnischen Pluralität der bulgarischen Ge-
sellschaft resultieren aufgrund jeweils spezifischer
Traditionen und Kulturmuster auch unterschiedliche
Familienbilder. Deren Auswirkungen auf Frauen aus
den einzelnen Ethnien sind in familienpolitische
Konzepte bisher kaum einbezogen worden.

11 Das Phänomen des frühzeitigen Schulabbruchs be-
traf im Jahr 2002 66.000 bulgarische Kinder, v.a. aus
armen und ethnisch diskriminierten Familien. Eine
ähnliche Regelung wurde auch in Ungarn eingeführt.

12 1996 waren nur 8,7% der Frauen Teilzeit beschäftigt
(Monitoring  2002, 121).

13 Die seit 1992 auch für Väter bestehende Möglich-
keit, Kinderbetreuungsgeld zu erhalten, die mehr
Gleichheit zwischen den Geschlechtern herstellen
sollte, nahmen zwischen 1998 und 2000 nur etwa
0,4% der Männer in Anspruch (ILO 2003, 71).

14 Die besondere Armutsgefährdung von Roma-Fami-
lien wurde lange nicht als strukturelles Problem wahr-
genommen. 2002 wurde zwar ein Staatssekretariat
für die Angelegenheiten der Roma im Ministerium
für Chancengleichheit installiert, wenn in Ungarn von
�Familie� die Rede ist, sind dennoch kaum jemals
Roma-Familien mit ihren speziellen Strukturen und
Verwandtschaftsbeziehungen gemeint, außer ihre
hohe Fertilitätsrate wird als Problem thematisiert.

15 Eine im europäischen Vergleich sehr niedrige
Fertilitätsrate (1998: 1,34) dient auch in Österreich
wieder als Argument zum Ausbau von Familien-
transfers.
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